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23.Beiblatt 2}. Juni> 1954 

218/J 
-- . -~ n fra g e 

der Abg. 1)r. G red 1 e r, Dr. l? t,e i f e r, Her z e 1e und 

Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend Herstellung einer -einheitlichen Gesetzesanwendung in Gebühren­
i! 

und Abgabensachen. 

... !:J .... -O .. 

Die bedauerliche und. der Rech tssicherhei t abträgliche l?raxia der F1 .. 

nanzbehörden,Entecheidungen des Verwa1tungsgerichtshofes bzw. Verfassunga~ 

gerichtshofe~ in Finanzse,chen einfach zu ignorieren, führt zu l1nerträg-

1.ichen Zuständen. Der steuer- und qebührenpflichtige ist wegen dieser . . 
Praxis 'der Finanzbehörden genötigt, wege~ oft geringfügiger Anlässe bis 

zum Verwaltunga- bzw. Verfassungsgerichtshof Rechtsmittel zu ergreifen, 

Was -vor allem eine Belas:t;ung der obersten Gerichtshöfe nach sich zieht, 

andererseits decll Steuerträger zwingt, die angefochtene Abgabe doch zu 

zahlen, wenn ihm keine Stundung bewilligt wird, und bei Aufhebung des 

Finanzbescheides noch monatelang auf Rückzahlung der zu Unrecbt vorge­

schriebenen Steuern oder Gebühren warten zu müssen~ 

Die Ignorierung der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshotes geht 

so weit, daß Finanzämter über Vorhait von entgegengesetzt lautenden Ver­

waltungsg~richts.hofents(;heidungen durch die Rechtsmittelwerber sich nicht 

scheuen, zu erklären, eine Verwaltungsgerichtshofentscheidung gehe in 

ihrer Wirkung nicht über den Einzelfall hinaus. Damit wird im Gegensatz 

zum Wortlaut des Gesetz-es (zoBo § 38 .Abgabenrechtsm:tttelgesetz; § 14 Ver-­

waltungsgerichtsbofg-esetz, oder früher § 296 Abgabenordnung) :: 'le Ein­

heitlichkeit der Verwaltungspraxis .in Finanzaachen zerstörta Sogar das 
\ ' 

Bund~sministerium für Finanzen gibt im Amtsblatte Erlässe hereus, die 

Verwaltungsgerichtshofentscheidungen widersprecheno 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

minister für Finanzen die· 

4_ n._L:tJ.J. ... ~ß. 
l.Ist der Herr Bund-€s:r,i:p..ister für Finar.z::':l geiJ'ill·c., diese Praxis 

in Abgabensachen unverzüglich einzu.stellen, ferner die Fjr.~n~Ä.llit.."r an­

_zuweisen~ die Ver.valtungsge.richtshcfentBcheidungen sorgfältig zub""öbacL:.t621 
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24. Beibl.a:tt 23. Juni 1954 

und ~nbed.1ngt lhren Bescheiden zugrunde zu iegen.:S.u\uoadere dafür zu 

sOt-gen, daB die irlässe der Bundesfinanzverwaltuns, ob s1e nun im Amts­
bl~tte ve~öffeDtlioht werden oder nioht, sorgfältig auf die höchstge­
riohtliohe Reohtsspreohung Rücksicht nehmen? 

2. Ist de~ Herr Bundesminister für Finanzen gewillt. diese Frage der 

sorgfältigen Beobaohtungder . höcb~trichterliohen Entsoheidungen in Fi-
o ... geSA1izliohe . 

nanzsaohen 1n eine künft1go/~euregelung des Abgabe~erfahrens einzufügen? 
r 
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